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I. Die Auslegung des Art 19 DBA Österreich – Liechtenstein

Der VfGH hob mit Erkenntnis vom 25. 9. 2015, V 41/2015, die zu Art 19 Abs 1 des öster-
reichisch-liechtensteinischen DBA ergangene Verordnung des BMF als gesetzwidrig
auf.1) § 1 dieser Verordnung hatte folgenden Wortlaut: „Art. 19 Abs. 1 des österrei-
chisch-liechtensteinischen Doppelbesteuerungsabkommens ist – unabhängig von der
konkreten Tätigkeit der Einzelperson – auf alle Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer
eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften anzuwenden, sofern der
Vertragsstaat oder die Gebietskörperschaft öffentliche Funktionen ausüben.“ Nach ihrer
Promulgationsklausel beruht diese Verordnung auf Art 19 Abs 1 des DBA und den „Kon-
sultationen mit der liechtensteinischen Steuerverwaltung gemäß Art. 25 dieses Abkom-
mens“. Der Verordnung ist eine aus dem Jahr 2013 stammende Verständigungsvereinba-
rung zwischen den zuständigen Verwaltungsbehörden beider Staaten vorausgegangen.

Das BMF hatte sich mit dieser Verordnung der Rechtsprechung des VwGH widersetzt:
Während der Verordnung zufolge Art 19 Abs 1 des DBA „unabhängig von der konkre-
ten Tätigkeit der Einzelpersonen“ anzuwenden war,2) differenzierte der VwGH gerade
nach der Tätigkeit:3) Nach der vom VwGH vertretenen Auffassung bezieht sich Art 19
Abs 1 des DBA nur auf jene Vergütungen, die an die natürliche Person für die diesem
Staat oder der Gebietskörperschaft in Ausübung öffentlicher Funktionen erbrachten
Dienste gezahlt werden. Der VfGH folgte im nunmehr vorliegenden Erkenntnis der vom
VwGH vertretenen Auslegung.

II. Die Bedeutung der späteren Übung nach Art 31 Abs 3 WVK

Interessant ist an dieser Entscheidung weniger das Ergebnis als die Begründung. Das
BMF führte für die Gesetzeskonformität seiner Verordnung mehrere Argumente an. Un-
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In its decision of September 25th, 2015, the Austrian Constitutional Court has declared a regulation
of the Austrian Federal Minister of Finance dealing with Art 19 para 1 of the tax treaty between
Austria and Liechtenstein void. The Minister of Finance argued that this regulation, which was not
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1) BGBl II 2013/450.
2) § 1 VO BGBl II 2013/450.
3) Vgl VwGH 17. 10. 2007, 2007/13/0088; vgl weiterführend Kerschner/Marchgraber, Die Verordnung zu

Art 19 Abs 1 DBA Liechtenstein auf dem Prüfstand des VfGH, SWI 2015, 209; Kerschner, Die Ausle-
gung des Art 19 Abs 1 DBA Liechtenstein, SWI 2014, 250; zum nunmehrigen Erkenntnis des VfGH
Kerschner/Marchgraber, Verordnung zu Art 19 Abs 1 DBA Liechtenstein als gesetzwidrig aufgehoben,
ecolex 2016 (in Druck).
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ter anderem wäre die Erlassung der Verordnung unerlässlich gewesen, um die im Jahr
2013 abgeschlossene Konsultationsvereinbarung nach Art 25 Abs 3 DBA Liechtenstein
durchzusetzen „und damit die einheitliche Rechtsanwendung zu gewährleisten, die der
Übung der Vertragsstaaten entsprochen habe“. Das BMF bezog sich damit auf Art 31
Abs 3 lit b WVK, wonach bei der Auslegung völkerrechtlicher Verträge „jede spätere
Übung bei der Anwendung des Vertrags, aus der die Übereinstimmung der Vertragspar-
teien über seine Auslegung hervorgeht“, zu berücksichtigen ist. Dem ist der VfGH ent-
schieden entgegengetreten: „Von einer im Rahmen der Vertragsauslegung zu berück-
sichtigenden späteren Übung iSd Art. 31 Abs. 3 Wiener Vertragsrechtskonvention (im
Folgenden: WVK) kann nämlich nur gesprochen werden, wenn die mit der Rechtsanwen-
dung betrauten Behörden eine einheitliche Auffassung vertreten, die unbestritten geblie-
ben ist, also nicht vor den Gerichten angefochten oder von der Rechtsmittelinstanz be-
stätigt wurde (vgl. dazu auch Lang, ÖStZ 2006, 208 f.).“ Davon konnte nicht die Rede
sein: „Angesichts der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die eine der be-
haupteten Übung entsprechende Auslegung ablehnt (vgl. VwGH 27. 1. 2011,
2009/15/0151), sowie zahlreicher dem Verwaltungsgerichtshof folgender UFS-Erkennt-
nisse, vermag der Verfassungsgerichtshof eine solche Übung, nach der Art. 19 Abs. 1
DBA Liechtenstein unabhängig von der konkreten Tätigkeit des Einzelnen anzuwenden
wäre, sofern der Vertragsstaat öffentliche Funktionen ausübe, aber nicht zu erkennen.“

Im vorliegenden Fall hatte das BMF argumentiert, dass bereits dadurch, dass das BMF
mit der obersten Verwaltungsbehörde des anderen Vertragsstaates eine Konsultations-
vereinbarung abgeschlossen hat, zum Ausdruck kommt, dass eine völkerrechtlich rele-
vante „Übung“ besteht. Auch in anderen Fällen haben dem BMF nahestehende Autoren
ins Treffen geführt, dass innerhalb des OECD-Steuerausschusses oder seiner Arbeits-
gruppen zwischen den Regierungsvertretern erzielte Vereinbarungen über die Ausle-
gung von Regelungen des OECD-Musterabkommens, die in den OECD-Kommentar ein-
gehen, ebenfalls als „Übung“ nach Art 31 Abs 3 lit b WVK anzusehen wären. So haben
zB Loukota/Jirousek jüngst den deutschen BFH dafür kritisiert, dass er sich in seiner
Rechtsprechung über die Grundsätze des OECD-Partnership-Reports hinwegsetzt.4)
Auch für Gerichte wäre Art 31 Abs 3 lit b WVK rechtsverbindlich.5) Aus diesem Hinweis
geht hervor, dass Loukota/Jirousek den von der OECD erarbeiteten und dann von ihr
weitgehend in den OECD-Kommentar übernommenen Partnership-Report als völker-
rechtlich relevante „Übung“ betrachten, obwohl dessen Aussagen von den Steuergerich-
ten in den verschiedenen Staaten sehr unterschiedlich aufgenommen wurden.6)

Solche Auffassungen sind auf dem Boden des nunmehr vorliegenden VfGH-Erkenntnis-
ses nicht haltbar: Die nach Art 31 Abs 3 lit b WVK maßgebende „Übung“ entsteht nicht
dadurch, indem zB das BMF deutlich macht, dass es die Position des OECD-Steueraus-
schusses teilt.7) Diese Übereinstimmung wäre nicht weiter überraschend, da ja die Ver-
treter des BMF gemeinsam mit den Finanzverwaltungen anderer Staaten die Positionen
der OECD erarbeiten. Vielmehr kommt es für die Feststellung einer „Übung“ auf die
Handlungen jener Behörden an, die die Praxis tatsächlich bestimmen: Es handelt sich
dabei um die Finanzämter und um die Gerichte, die im Rechtsmittelweg zuständig wer-
den können. Von einer nach Art 31 Abs 3 WVK maßgebenden „Übung“ könnte daher
überhaupt nur dann gesprochen werden, wenn sich nachweisen ließe, dass die mit der
Rechtsanwendung betrauten Behörden – also in erster Linie die Finanzämter – in den
betroffenen Vertragsstaaten eine einheitliche Auffassung vertreten, die entweder unbe-

4) Vgl Loukota/Jirousek, Die vergessenen Grundbausteine des OECD-Partnership-Reports, SWI 2015,
318 (324).

5) Vgl Loukota/Jirousek, SWI 2015, 318 (325 FN 16).
6) Vgl Lang, Steuerlich transparente Rechtsträger und Abkommensberechtigung, IStR 2011, 1 (1).
7) So bereits Lang, Wer hat das Sagen im Steuerrecht? ÖStZ 2006, 203 (208).
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stritten geblieben ist, also nicht vor den Gerichten angefochten wurde, oder vom Bundes-
finanzgericht oder den Höchstgerichten bestätigt wurde. Gerade in Österreich ist das
BMF aber nicht für Sachentscheidungen im Rahmen der DBA-Anwendung zuständig,
sieht man von wenigen Ausnahmen ab. Verbindliche Weisungen an die nachgeordneten
Dienststellen, der Auffassung der OECD-Kommentare in allem und jedem zu folgen,
existieren genauso wenig und wären auch angesichts des Umstands, dass sich derartige
Weisungen nicht auf die Tätigkeit des Bundesfinanzgerichtes und der Höchstgerichte er-
strecken können, irrelevant.

Der VfGH stand im vorliegenden Fall auch nicht vor der Notwendigkeit, zu entscheiden,
ob überhaupt eine „Übung“ rechtlich bedeutsam sein kann. Ausdrücklich hielt er fest:
„Die Frage, ob eine ‚spätere Übung‘ iSd Art. 31 Abs. 3 WVK die Gesetzmäßigkeit der
Verordnung zu begründen vermag, kann daher dahinstehen, da in Anbetracht der vor
Abschluss der Konsultationsvereinbarung bestehenden Rechtsprechung des Verwal-
tungsgerichtshofes eine solche nicht bestanden hat.“ Meines Erachtens wäre auch
dann, wenn sie sich nachweisen ließe, für eine Rechtsfortbildung durch bloße überein-
stimmende Übung der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet des Abgabenrechts kaum
Raum. Würde man Art 31 Abs 3 lit b WVK als Ermächtigung zur Rechtsfortbildung
durch Verwaltungsbehörden verstehen, wäre dies angesichts zahlreicher Verfassungs-
rechtsordnungen problematisch.8) Es besteht jedoch keine Veranlassung, Art 31 Abs 3
lit b WVK in verfassungsrechtlich bedenklicher Weise zu interpretieren: Nach der WVK
ist nämlich auch die Möglichkeit der tatsächlichen Vertragsänderung durch nachfolgen-
de Praxis nicht ausgeschlossen.9) Dies wird als Anwendungsfall einer konkludenten
völkerrechtlichen Handlung gesehen.10) Die Vertragsauslegung nach Art 31 Abs 3 lit b
WVK ist daher von der Vertragsänderung zu unterscheiden.11) Eine Vertragsänderung
selbst kann aber nur dann bewirkt werden, wenn auch die Kompetenz der zuständigen
Organe erschlossen werden kann.12) Da den die DBA vollziehenden Verwaltungsbe-
hörden keine Kompetenz zu einer derartigen Vertragsänderung zukommt, kann von ih-
nen jedenfalls keine Vertragsänderung bewirkt werden. Somit spricht viel dafür, Art 31
Abs 3 lit b WVK gerade bei der Auslegung völkerrechtlicher Verträge auf dem Gebiet
des Steuerrechts nur sehr eingeschränkte Bedeutung beizumessen.13)Wassermeyer
ist skeptisch, ob Art 31 Abs 3 lit b WVK bei der Auslegung von DBA überhaupt anzu-
wenden ist.14) Keinesfalls kann durch eine übereinstimmende „Übung“ der Inhalt einer
bilateralen Abkommensregelung geändert werden.15)

III. Die Bedeutung der späteren Übereinkunft nach Art 31 Abs 3 WVK

Das BMF beruft sich aber nicht immer auf die „Übung“, sondern argumentiert häufig,
dass zwischen dem BMF und der obersten Behörde des anderen Vertragsstaates ab-
geschlossene Konsultationsvereinbarungen bereits per se für die Auslegung einer

8) Vgl Lang, Seminar B, Teil 2: Das OECD-Musterabkommen – 2001 und darüber hinaus: Welche
Bedeutung haben die nach Abschluss eines Doppelbesteuerungsabkommens erfolgten Änderungen
des OECD-Kommentars? IStR 2001, 536 (537 FN 13).

9) Vgl Lang, Doppelbesteuerungsabkommen und innerstaatliches Recht: Die Einordnung von Doppelbe-
steuerungsabkommen in die österreichische Rechtsordnung (1992) 89 FN 115.

10) Vgl Karl in Neuhold/Hummer/Schreuer (Hrsg), Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I (2004)
Rz 538; Karl, Vertragsauslegung – Vertragsänderung, in Schreuer (Hrsg), Autorität und internationale
Ordnung (1979) 9 (31).

11) Vgl Karl, Vertrag und spätere Praxis im Völkerrecht (1983) 45 f.
12) Vgl Bernhardt, Interpretation and Implied (Tacit) Modification of Treaties, ZaöRV 1967, 491 (496).
13) Vgl Lang, Doppelbesteuerungsabkommen und innerstaatliches Recht, 89.
14) Vgl Wassermeyer, Diskussionsbeitrag, in Mössner/Blumenwitz (Hrsg), Doppelbesteuerungsabkom-

men und nationales Recht (1995) 85 (88 f).
15) Vgl Lang, Die Auslegung von Doppelbesteuerungsabkommen in der Rechtsprechung der Höchstge-

richte Deutschlands, der Schweiz und Österreichs, in Lang/Mössner/Waldburger (Hrsg), Die Ausle-
gung von Doppelbesteuerungsabkommen (1998) 117 (124).
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DBA-Vorschrift von Bedeutung sein können: Eines von vielen Beispielen ist die
EAS-Rechtsauskunft 1116 vom 21. 7. 1997 zum DBA Österreich – Thailand: „Die Fra-
ge, ob Bezüge, die ein ausländischer Gesellschaftergeschäftsführer von seiner inländi-
schen GmbH bezieht, unter die DBA-Zuteilungsregel für unselbständige Arbeit oder für
selbständige Arbeit fällt, wird – sofern mit dem betreffenden ausländischen DBA-Part-
nerstaat keine gegenteilige Verständigungsvereinbarung getroffen wurde – auf der
Grundlage des VwGH 25. 11. 1992, 91/13/0144 im letztgenannten Sinn zu beantwor-
ten sein.“ Das BMF geht somit davon aus, dass eine mit einem anderen Vertragsstaat
auf Verwaltungsebene abgeschlossene Vereinbarung den Inhalt einer DBA-Vorschrift
ändern kann und das BMF offenbar sogar berechtigt, sich über die Rechtsprechung
des VwGH hinwegzusetzen.

Solche Vereinbarungen könnten – zumindest auf den ersten Blick – nach Art 31 Abs 3
lit a WVK relevant sein: Bei der Auslegung ist nämlich auch „jede spätere Übereinkunft
zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung des Vertrags oder die Anwendung
seiner Bestimmungen“ zu berücksichtigen. Dementsprechend hätte die Konsultations-
vereinbarung angesichts des Art 31 Abs 3 lit a WVK – wie auch Loukota vertreten hatte
– „rechtlich relevant“ sein können.16) Jirousek hatte dafür plädiert, die Konsultationsver-
einbarung nach Art 31 Abs 3 lit a WVK genauso zu berücksichtigen wie den Abkom-
menswortlaut selbst.17)

Zu Recht hat der VfGH diese Überlegung nicht aufgegriffen: Für die „spätere Überein-
kunft“ gilt Gleiches wie für die „spätere Übung“. Nur die Auslegung des völkerrechtli-
chen Vertrags kann gemeint sein. Die Änderung ist nicht von Art 31 Abs 3 lit a WVK
umfasst. Dementsprechend sind dem Anwendungsbereich dieser Regelung von vorne-
herein enge Grenzen gesetzt. Dazu kommt, dass ein Verfassungsgericht, das Verein-
barungen zwischen den Verwaltungsbehörden nicht näher untersucht und damit von
seiner eigenen Zuständigkeit ausnimmt, sich selbst entmündigt hätte: Jede oberste
Verwaltungsbehörde hätte es dann in der Hand, eine von ihr erlassene Regelung der
verfassungsgerichtlichen Überprüfung zu entziehen, indem sie die Vorschrift in eine bi-
laterale Konsultationsvereinbarung „verpackt“. Alleine die Mitwirkung durch die Verwal-
tungsbehörde des anderen Staates würde den Norminhalt immunisieren. Es ist daher
verständlich, dass den VfGH nicht beeindruckt hat, dass der Verordnungsinhalt auch
mit der Verwaltungsbehörde des anderen Vertragsstaats im Wege einer Konsultations-
vereinbarung abgestimmt war. Vielmehr hat er denselben Maßstab angelegt, den er
sonst bei der Verordnungsprüfung anlegt. Dies entspricht auch der ständigen Recht-
sprechung des VwGH, die zwischen den obersten Verwaltungsbehörden beider Ver-
tragsstaaten abgeschlossene Verständigungsvereinbarungen als normativ bedeu-
tungslos erachtet.18)

IV.Die Bedeutung späterer Änderungen des OECD-Musterabkommens und des 
OECD-Kommentars für die Auslegung früher abgeschlossener DBA

Von Bedeutung ist schließlich auch, dass der VfGH spätere Änderungen des
OECD-MA und die in einem späteren Kommentar des OECD-Steuerausschusses zum
OECD-Musterabkommen enthaltenen Äußerungen für unmaßgeblich erachtet hat:
„Auch kann aus der Streichung des Ausdruckes ‚in Ausübung öffentlicher Funktionen‘
im OECD-MA 1977 – entgegen der Auffassung des Bundesministers für Finanzen –
keinesfalls abgeleitet werden, dass der Kassenstaatsregelung im DBA Liechtenstein
seit jeher ein weites Verständnis beizumessen gewesen wäre, wonach es nur darauf
ankäme, ob der Vertragsstaat oder seine Gebietskörperschaften öffentliche Funktionen

16) Vgl Loukota, Das Problem mit den „öffentlichen Funktionen“ im DBA-Recht, SWI 2014, 42 (51).
17) Vgl Jirousek, Ist die Verordnung zu Art 19 DBA Liechtenstein gesetzwidrig? SWI 2015, 254 (258 f).
18) Vgl VwGH 27. 8. 1991, 90/14/0237; 20. 9. 2001, 2000/15/0116.
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ausüben. […]. Mag auch die Streichung dieses Ausdrucks im OECD-MA 1977 zeigen,
dass der in Art. 19 OECD-MA 1963 angelegte enge Anwendungsbereich der Vertei-
lungsnorm in der Staatenpraxis als unbefriedigend empfunden worden ist und mögen
auch einzelne Staaten bereits vor dieser Streichung der Vorschrift einen weiten An-
wendungsbereich beigemessen haben, so können diese Aspekte – auch unter Be-
dachtnahme auf die Bedeutung des Kommentars zum OECD-MA für die Auslegung
von DBA – entgegen der Auffassung des Bundesministers für Finanzen keinesfalls die
Schlussfolgerung stützen, Art. 19 Abs. 1 DBA Liechtenstein hätte nach dem Verständ-
nis der Vertragsparteien seit Vertragsabschluss lediglich vorausgesetzt, dass der
Staat, für den die Dienste erbracht werden, öffentliche Funktionen ausübe. Die im Jahr
2013 zwischen den zuständigen Verwaltungsbehörden abgeschlossene Konsultations-
vereinbarung (vgl. den Erlass BMF 18.2.2013, BMF-010221/0009-IV/4/2013) lässt
einen solchen Rückschluss jedenfalls nicht zu.“

Der VfGH hat damit deutlich gemacht, dass aus späteren Entwicklungen – Änderungen
des OECD-Musterabkommens selbst oder des OECD-Kommentars – nicht auf den Inhalt
jener Vorschrift des OECD-Musterabkommens geschlossen werden kann, die für eine
bestimmte bilaterale DBA-Vorschrift Pate gestanden ist. Jedes andere Ergebnis wäre
auch überraschend gewesen. Schon aus rechtsstaatlichen Gründen können später ge-
äußerte Auffassungen der in den Gremien der OECD maßgebenden Regierungsvertre-
ter nicht auf den Inhalt von zuvor zwischen zwei Vertragsstaaten abgeschlossenen und
deren Parlamenten ratifizierten völkerrechtlichen Verträgen rückschließen lassen.19) Im
Fachschrifttum wurde aber von dem BMF nahestehenden Autoren dennoch immer wie-
der in diese Richtung argumentiert.20) Das Erkenntnis des VfGH hat eindrucksvoll ver-
deutlicht, dass auch dann, wenn spätere OECD-Auffassungen darauf schließen lassen,
dass die bis dahin in der „Staatenpraxis“ vertretenen Auffassungen „als unbefriedigend
empfunden worden“ sind,21) der Inhalt der bestehenden Vorschriften nicht umgedeutet
werden darf. Für die Auslegung der auf Grundlage eines OECD-MA abgeschlossenen
DBA-Vorschriften darf daher nur jene Fassung des OECD-Kommentars herangezogen
werden, die zum Zeitpunkt des Abkommensabschlusses bereits vorgelegen ist.

Zuletzt hatte sich Jirousek bei seiner Interpretation der Ansässigkeitsvorschrift des
deutsch-französischen DBA der vom VfGH nunmehr verworfenen Gedankenführung be-
dient:22) Art 2 Abs 4 lit a dieses DBA sieht keine Art 4 Abs 1 Satz 2 OECD-MA entspre-
chende Vorschrift vor, nach der „eine Person, die in dem Staat nur mit Einkünften aus
Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig
ist“, nicht als ansässig gilt. Diese Regelung wurde erst 1977 in das OECD-MA eingefügt.
Die Ansässigkeitsvorschrift des DBA Deutschland – Frankreich beruht hingegen auf der
Vorläufervorschrift. Jirousek hat sich auf den aus dem Jahr 2008 stammenden Kom-
mentar zu der im DBA eben nicht enthaltenen Vorschrift des Art 4 Abs 1 Satz 2
OECD-MA berufen und angeführt, dass darin ohnehin nur eine „Selbstverständlichkeit“
zum Ausdruck komme.23) Die eine dynamische Berücksichtigung des OECD-Kommen-
tars ablehnende Rechtsprechung des BFH hat er heftig kritisiert.24) Einer Argumenta-
tion, die aus späteren Änderungen des OECD-MA oder des Kommentars Rückschlüsse
auf den Inhalt des früher abgeschlossenen Abkommens zieht, ist nunmehr auch auf
Grundlage der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung der Boden entzogen.

19) Vgl Lang, Haben die Änderungen der OECD-Kommentare für die Auslegung älterer DBA Bedeutung?
SWI 1995, 412 (415); zuletzt auch Gosch, Bedeutung des OECD-Kommentars für die Auslegung des
DBA Österreich – Deutschland, SWI 2015, 505 (512 f).

20) Vgl Jirousek, Die „Subject-to-Tax“-Klausel in Art 15 Abs 4 DBA Österreich – Deutschland, SWI 2015,
532; Loukota, SWI 2014, 42 (42 ff); Jirousek, SWI 2015, 254 (254 ff).

21) Vgl VfGH 25. 9. 2015, V 41/2015.
22) Vgl Jirousek, SWI 2015, 532 (534 f).
23) Vgl Jirousek, SWI 2015, 532 (534).
24) Vgl BFH 4. 11. 2014, I R 19/13 (NV); dazu Jirousek, SWI 2015, 532 (532 ff).
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V. Zusammenfassende Würdigung

Die vom VfGH getätigten Aussagen sind nicht spektakulär. Sie bringen vielmehr Selbst-
verständlichkeiten zum Ausdruck. Sie sind dennoch wichtig: Seitens des BMF wurden
bisher mit Verwaltungsbehörden eines anderen Vertragsstaates und zwischen Regie-
rungsvertretern im Schoße der OECD getroffene Vereinbarungen unter Berufung auf
die Regelungen der WVK oder einfach nur auf die „Staatengemeinschaft“ große Bedeu-
tung beigemessen. Der VfGH hat deutlich gemacht, dass Verordnungen, die auf verwal-
tungsbehördliche Konsultationsvereinbarungen oder innerhalb der OECD gebildete Auf-
fassungen zurückgehen, nur dann gesetzeskonform sind, wenn sie ihre Grundlage in
der gesetzesrangigen Vorschrift – und damit im DBA selbst – haben. Der Umstand,
dass eine solche Verordnung der Umsetzung einer Konsultationsvereinbarung dient,
kann die Verordnung nicht gegenüber der verfassungsgerichtlichen Kontrolle immuni-
sieren. Das verfassungsgerichtliche Erkenntnis steht damit im Einklang mit der 2014
ebenfalls zum DBA Liechtenstein ergangenen Entscheidung des VfGH, mit der er klar
gemacht hat, dass auch DBA-Vorschriften den auch sonst bestehenden verfassungs-
rechtlichen Anforderungen genügen müssen und dass für DBA kein anderer Maßstab
als für Gesetze gilt.25) Der Rechtsstaat macht auch im DBA-Recht keine Pause.26)

25) Vgl VfGH 23. 6. 2014, SV 2/2013; dazu Lang, Die Konsequenzen des VfGH-Erkenntnisses zum DBA
Liechtenstein, SWI 2014, 404.

26) Vgl Lang, SWI 2014, 404 (409).

Deutscher Bundestag billigt automatischen Austausch 
von Finanzdaten ab 2017

(APA) – Deutschland trifft weitere Maßnahmen gegen die grenzüberschreitende Steu-
erhinterziehung: Der Bundestag verabschiedete am 12. 11. 2015 einstimmig den auto-
matischen Austausch von Finanzdaten mit anderen Ländern.

Um zahlreiche Steueroasen in aller Welt endgültig auszutrocknen, hatten im vergange-
nen Jahr 51 Länder ein entsprechendes Abkommen unterzeichnet, dem mittlerweile
weitere Staaten beigetreten sind. Sie verpflichten sich darin, Informationen über Aus-
landskonten von Privatpersonen untereinander auszutauschen. Auch wichtige Finanz-
zentren wie Liechtenstein und die Schweiz wollen sich beteiligen.

Wenn nach dem Bundestag auch der Bundesrat zustimmt, sind die Banken und Finan-
zinstitute in Deutschland verpflichtet, Informationen über Guthaben, Zinsen und Divi-
denden ab 2017 an das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) zu melden. Von dort ge-
hen sie an die zuständigen Behörden der anderen Staaten; umgekehrt empfängt das
BZSt aus den anderen Ländern die Daten zu Anlegern aus Deutschland.

Belgien senkt Lohnnebenkosten
Im OECD-Vergleich verzeichnet Belgien vor Österreich die höchste Abgaben- und Steu-
erbelastung auf den Faktor Arbeit. Die Lohnnebenkosten sollen nun massiv gesenkt wer-
den: Die Sozialversicherungsbeiträge größerer Unternehmen sinken von 33 % auf 25 %
des Bruttolohns. Die Beiträge für den ersten Mitarbeiter entfallen gänzlich. Dazu werden
die Tarifverträge 2015 und 2016 eingefroren. Finanziert wird diese Abgabensenkung ua
durch die stufenweise Anhebung des gesetzlichen Pensionsantrittsalters auf 67 Jahre bis
2030 (derzeit 65 Jahre für Frauen und Männer), durch Einfrieren der Gehälter im öffentli-
chen Dienst bis 2017 sowie durch Anhebung von Mehrwert- und Verbrauchsteuern.
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